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Editorial | Demokratierelevante Bedrohung

EDITORIAL

Demokratie setzt auf Freiheit und braucht zugleich Sicherheit, um gelebt 
zu werden. Bedrohung wird dann demokratierelevant, wenn sie die dazu 
notwendige Freiheit einengt und die erforderliche Sicherheit gefährdet. 
Nicht von ungefähr schränken Autokratien Freiheiten ein und arbeiten 
mit Bedrohungen von Menschen sowie Einschränkungen von Einrichtun-
gen und Institutionen sowie Abläufen und Prozessen, um einzuschüchtern 
und zu verunsichern und so von Abweichung und Pluralität abzuhalten. 
Bedrohungen sind hierzulande keineswegs neu – Attentate von Rechts-
extremist:innen, die sogenannten „Baseballschläger-Jahre“ im Osten, 
Hasstaten wie die von Solingen und Mölln und pogromartige Stimmungs-
lagen wie in Rostock und Hoyerswerda in den 1990er Jahren zeugen 
davon. Im Zuge des lauter und aggressiver gewordenen Rechtspopulismus 
der letzten Jahre, dem selbstbewussten Auftreten der Rechtsextremen 
im öffentlichen Raum und dem Umsichgreifen von Verschwörungsmythen 
online wie offline nehmen Bedrohungen allerdings (wieder) zu, werden in 
der Breite sichtbar und spürbar, zumindest erhalten sie mehr Aufmerk-
samkeit. 

Bedrohung geht von offen rechtsextremen Täter:innen aus, sie geht 
aber auch von bislang nicht organisierten Bürger:innen aus, die ihre Wut 
„gegen die Politik im Allgemeinen“, „die links-grünen Eliten“ im Speziellen 
und gegen die „Anderen“ ungebremst hochkochen und sich berechtigt 
fühlen, ihr freien Lauf zu lassen. So werden zunehmend gerade jene, die 
für sich Freiheit reklamieren und auf selbsternannte Alternativen setzen, 
selbst zu einer Bedrohung der liberalen Demokratie sowie offenen und 
demokratisch engagierten Gesellschaft. Im Zuge der Coronapandemie 
haben sich breitere Milieus unter der gezielten Einflussnahme von Rechts-
außen selbst radikalisiert, die Proteste gegen die Coronamaßnahmen 
wurden zunehmend aggressiver. Im Zuge dessen richtete das Bundesamt 
für Verfassungsschutz im April 2021 den neuen Phänomenbereich ein, der 
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„demokratiefeindliche und/oder sicherheitsgefährdende Delegitimierung 
des Staates“ zum Beobachtungsobjekt macht.

Es bleibt keineswegs immer bei Verächtlichmachung, Anpöbeleien, Ein-
schüchterung, Hass und Bedrohung im Internet und auf Social Media. 
Vielmehr öffnen diese den Weg auch für Bedrohungen in der analogen Welt. 
Die verübten Taten entfalten dann eine bedrohliche Wirkung auch über die 
konkrete Tat hinaus. Das macht die Adressierung von Bedrohung zu einem 
Dilemma: Das Ignorieren ermöglicht die Bedrohung im Stillen, unter der 
dann die unmittelbar Angegriffenen leiden, ohne Rückendeckung zu bekom-
men, das Sprechen und Schreiben über Bedrohung rückt sie erst in den Blick 
und lässt sie wachsen, fehlende Rückendeckung umso frustrierender und 
schmerzlicher werden. Die Adressierung ermöglicht Prävention und Inter-
vention, nimmt möglicherweise auch vorauseilend Folgen vorweg. Und dann 
gibt es handfeste Bedrohungen wie etwa die durch Reichsbürger:innen mit 
einem ansehnlichen Waffenarsenal, die zwar von Polizei und Verfassungs-
schutz für bedrohlich erachtet werden, von der breiten Gesellschaft aber 
eher etwas belustigt als Skurrilität betrachtet werden.

Anfeindungen und Angriffe richten sich gegen die Demokratie selbst, 
ihre Institutionen, gewählten Repräsentant:innen, Amts- und Mandats-
träger:innen und all jene, die dem „verhassten“ Staat zugeordnet werden. 
Der 2019 von einem langjährig in der Szene verankerten Rechtsextremen 
verübte Mord an dem Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübke steht 
beispielhaft für die Bedrohung der Demokratie von Rechtsaußen. Dass die 
ankommende Fähre mit Bundesminister Robert Habeck an Board angesichts 
einer zuvor über Social Media aufgeheizte Menge aus Sicherheitsgründen 
abdrehen musste, ist ein Beispiel für die Folgen der gesteigerten Wut und 
Selbstradikalisierung eines Teils der Gesellschaft. Gerade auch Kommunal-
politiker:innen stehen im Fokus. Sie sind im lokalen Raum bekannt, sichtbar 
und unmittelbar erreichbar, der Mord an Walter Lübcke dürfte vielen in 
den Knochen stecken. 60 Prozent von ihnen mussten bereits selbst Bedro-
hung erleben, von Hassmails bis zu tätlichen Angriffen, wie u. a. eine Be-
fragung der Heinrich-Böll-Stiftung ergab. Als Maßnahme aus dem Nationa-
len Aktionsplan gegen Rechtsextremismus würde jüngst eine bundesweite 
zentrale Anlaufstelle zur Erstberatung im Falle der Bedrohung für Kommu-
nalpolitiker:innen eingerichtet. 

Zuvorderst trifft es insbesondere und schon immer jene, die sich zivil-
gesellschaftlich für die Demokratie engagieren, sei es haupt- oder ehren-

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



7

Editorial | Demokratierelevante Bedrohung

amtlich. Aktuell mehren sich etwa auch Berichte über die Bedrohung von 
Personen aus Bürgerbündnissen, die Demonstrationen gegen Rechtsextre-
mismus und für Demokratie anmelden. Betroffen von Bedrohung sind auch 
Journalist:innen, Wissenschaftler:innen, inzwischen selbst Polizist:innen 
und Rettungskräfte sind zunehmend Übergriffen ausgesetzt, im Zuge der 
Coronapandemie verstärkt Personen, die im Gesundheitssektor arbeiten, 
zum Beispiel bei Impfungen geholfen haben.

Die Bedrohungen richten sich zugleich gegen jene, die im Zuge der De-
mokratisierung mehr Teilhabe und Gleichwertigkeit einfordern und zuge-
billigt bekommen. Dies betrifft bisher marginalisierte soziale Gruppen bzw. 
jene, die ihnen zugewiesen werden, also Personen, die als irgendwie „anders“, 
„fremd“, „von der Norm abweichen“ oder „ungleich“ gelten – Migrant:innen 
und Geflüchtete, LSBTQ*-Personen, Jüd:innen und Muslime, ebenso obdach-
lose Personen und jene mit einer Behinderung sowie mit ihnen verbunde-
ne Personen und Einrichtungen. Die Zahl gemeldeter Straf- und Gewaltta-
ten aus dem Bereich der Hasskriminalität nimmt zu. Im Übrigen gilt dies 
auch im Bereich der häuslichen Gewalt gegen Frauen – das Zurücknehmen 
von Frauenrechten und Initiativen zur Gleichstellung steht auf der Agenda 
fast aller rechtsaußen Parteien, auch die AfD wirbt in ihrem Programm 
dafür. Engagieren sich Personen, die markierten sozialen Gruppen zugewie-
sen werden – zum Beispiel gleichgeschlechtlich liebende oder muslimische 
Frauen – für die Demokratie, kandidieren sie bei der Kommunalwahl oder 
sind sie in zivilgesellschaftlichen Demokratiebündnissen aktiv, werden sie 
nicht selten aus diversen Richtungen doppelt und dreifach angegriffen, als 
Frauen nicht selten auch in sexualisierter Form. 

Die gezielten Morde des selbsternannten Nationalsozialistischen Unter-
grund (NSU) an neun Menschen, weil sie als „Ausländer“ galten und das 
Attentat von Hanau waren nicht nur furchtbar für die Ermordeten und ihre 
Angehörigen, sondern hinterließen eine nachhaltige, tiefe und mehrfache 
Verunsicherung bei migrantischen und migrantisierten Personen in Deutsch-
land. Jederzeit konnte man also ins Schussfeld des Hasses geraten, selbst 
wenn man ein ganz normales, unauffälliges Leben als Blumenhändler führ-
te, man konnte zusätzlich durch die Polizei verdächtigt werden, irgendwie 
verstrickt zu sein, und man musste ohnmächtig merken, wie der Rest der 
Gesellschaft sich nur bedingt dafür interessiert. Das Attentat von Halle, bei 
dem der Attentäter nur dank der dicken Tür der Synagoge kein größeres 
Blutbad anrichten konnte, hat in der jüdischen Community den Schock 
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hinterlassen, dass selbst die angeordneten staatlichen Sicherheitsmaßnahmen 
versäumt werden und versagen. Die Ignoranz der deutschen Mehrheitsge-
sellschaft angesichts des spätestens mit der Coronapandemie selbstbewusst 
lauten Antisemitismus, erst recht ihr dröhnende Schweigen seit dem Angriff 
der Hamas auf Israel am 7. Oktober und dem nachfolgenden offenen Anti-
semitismus auch hierzulande lässt Jüd:innen mit der antisemitischen Bedro-
hungen, die sie seit Jahrhunderten begleitet, erneut allein. 

Berichtet wird zudem von vermehrten Angriffen auf Orte der Erinnerung, 
dazu gehören etwas Hakenkreuz-Schmierereien an Orten des Gedenkens an 
die Verbrechen Deutschlands in der Zeit des Nationalsozialismus (siehe dazu 
den Lagebericht Antisemitismus 2023 der Amadeu Antonio Stiftung). Ebenso 
sieht sich Kunst und Kultur, die sich kritisch mit Deutschland oder der AfD 
auseinandersetzt, Bedrohungen aus dem rechten Spektrum ausgesetzt. So 
marschierten etwas Neonazis vor einer Galerie in Zwickau auf mit dem 
Vorwurf, als „deutsche Galerie“ Ausländer:innen auszustellen, auch von tät-
lichen Angriffen wird berichtet (Laudenbach 2023). Die Kultur ist explizites 
Ziel der vorpolitischen Einflussnahme der Neuen Rechten, gleiches gilt für 
das Feld des Sozialwesens, welches qua Aufgabe, Personen aus sozial be-
nachteiligten und marginalisierten Gruppen unterstützt. Hier trifft es zuvor-
derst die zivilgesellschaftliche Flüchtlingsarbeit, aber auch Mitarbeitende der 
Ausländerbehörden. Das Thema „Gender“ und „Feminismus“ scheint beson-
ders viel Hass auf sich zu ziehen, beispielhaft ist der gewaltige Shitstorm, 
den die Amadeu Antonio Stiftung mit ihrer „Meldestelle Antifeminismus“ 
auf sich zog, inklusive massiver Bedrohung gegen die Mitarbeiterinnen. 
Gleichstellungsstellen meiden es inzwischen bisweilen, überhaupt mit Ange-
boten ins Internet zu gehen, weil sie die Menge an befürchteten Hassmails 
allein ressourcentechnisch nicht bewältigen können.

Das Schwerpunktheft „Demokratierelevante Bedrohung“ der Zeitschrift für 
Demokratie gegen Menschenfeindlichkeit Heft 1/2024 zeigt einen Ausschnitt 
der oben skizzierten Bedrohung. Wir haben uns dafür entschieden, dieses 
Mal primär Angriffe auf bzw. in demokratische Strukturen, Institutionen und 
engagierte Personen zum zentralen Thema zu machen. Das breite Feld der 
Hasskriminalität, die Radikalisierung von Täter:innen und das Erleben der 
Betroffenen klammern wir an dieser mit einer Ausnahme weitgehend aus. 
Die offene und subtile Bedrohung ist Inhalt folgender Schwerpunkte: 

In ihrem einleitenden Beitrag geben Beate Küpper, Irina Bohn und Tina 
Leber eine kurze Übersicht über die Verbreitung demokratierelevanter 
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Bedrohung, die nicht nur direkte Formen von Bedrohung, etwa in Form 
von Hassmails und tätlichen Angriffen, einschließt, sondern auch politische 
Interventionen, wie zum Beispiel das an sich demokratische Instrument 
der „kleine Anfragen“, die von der AfD genutzt werden, um Demokratie-
arbeit in Zugzwang und Misskredit zu bringen. 

Der Angriff der Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 und der erneut 
so furchtbar eskalierte Nahost-Konflikt hat auch Auswirkungen für die 
Bedrohungslage von Jüd:innen in Deutschland. Julia Bernstein, Autorin in 
der Buchreihe „Antisemitismus und Bildung“ des Wochenschau Verlags, 
gibt Einblick in ihre Erfahrungen, Gedanken und Gefühle in einem Interview 
mit der Frankfurter Rundschau vom 8. Dezember 2023, welches wir mit 
freundlicher Genehmigung wieder abdrucken dürfen. Ein rahmender Kas-
ten gibt ergänzend einen kurzen Überblick über die aktuelle Verbreitung 
von Antisemitismus in Deutschland.

Laura Pfirter skizziert die Gefährdungen von Demokratie und Zivilgesell-
schaft durch digitale Gewalt und Fake News. Sie plädiert dafür, sich der 
demokratiefeindlichen Schrumpfung des digitalen Raums entgegenzustellen. 

Carlos Becker, Irina Bohn, Jan Sassmannshausen und Sebastian Winter 
geben einen Einblick in die Bedrohungslagen der im Rahmen des Bundes-
programms „Demokratie leben!“ geförderten „Partnerschaften für Demo-
kratie“. Diese wird ihrer Analyse zufolge nicht nur durch Ausmaß der Be-
drohung bestimmt, sondern auch von den zivilgesellschaftlichen Ressour-
cen der demokratischen Gegenwehr gegen Anfeindungen der Demokratie. 

Tina Leber, Fabian Mertens und Beate Küpper stellen erste Erkenntnisse 
aus dem BMBF-Projekt „BEWARE – Bedrohte Demokratieprojekte wappnen 
und resilient machen“ vor. Sie geben Einblick in die potentielle Bedrohungs-
lage derer, die im Kampf gegen Rechtsextremismus und für Demokratie 
„an der Front“ stehen, ebenso in ihren Umgang damit. 

Jann-Philipp Heiken wirft dazu ergänzend ein Spotlight auf die Bedro-
hungslage des Essener Bürgerbündnis „Steele bleibt bunt“, Empfänger des 
Engagementpreises 2023. 

Im Interview mit Tina Leber gehen Irina Bohn und Judith Rahner den 
aktuellen und zukünftigen Entwicklungen und Handlungserfordernissen 
im Umgang mit Bedrohungen aus der Praxis der Arbeit für Demokratie 
nach. Sie reflektieren neuere Bedrohungslagen und plädieren für breitere 
Bündnisse und solide flankierende Maßnahmen zum Schutz von Engagier-
ten und professionell Tätigen. 
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Der junge Aktivist und Autor Jakob Springfeld („Unter Nazis. Jung, ost-
deutsch, gegen Rechts“) berichtet im Interview, welche unmittelbare 
persönliche Bedrohung das Engagement für Demokratie in Ostdeutschland 
bedeuten kann.

Einen Einblick, wie sich mit hoch akuten Bedrohungslagen professiona-
lisiert umgehen lässt, gibt der Beitrag von Christina Zitzmann und Alexan-
dra Huber. Sie stellen ein Bedrohungsmanagement vor. Basierend auf Er-
kenntnissen der Radikalisierungsforschung, der Psychologie und Forensik 
und bewährten Ansätzen aus den USA arbeitet es mit einem stufenweisen 
Ansatz, der sich als besonders wirksam im Bereich der Gewaltprävention 
erwiesen hat. Personen u. a. aus der Verwaltung werden geschult, Bedro-
hungslagen frühzeitig zu erkennen, einzuordnen und ggf. Maßnahmen wie 
die Ansprache potentieller Täter:innen einzuleiten. 

Im thematisch offenen Forum philosophiert Benno Hafeneger über die 
Zukunft der Demokratie in Krisenzeiten. Zukünftige Sozialisations-und Bil-
dungsangebote entscheiden nach seiner Einschätzung, „wohin die ‚Reise der 
Demokratie‘“ gehen wird. Hannah Mietke, Andreas Zick und Jana Marie 
Bertermann berichten auf Basis einer qualitativen und quantitativen Befra-
gung über aktuelle Herausforderungen (in) der Rechtsextremismusforschung, 
darunter auch die eigene Gefährdung durch Recherchen in der rechtsextre-
men Szene. Denis van de Wetering schaut ergänzend auf den vielfach ge-
forderten, gewünschten und wichtigen Transfer zwischen Wissenschaft und 
Praxis im Feld der Rechtsextremismusforschung und gegenseitige Erwar-
tungshaltungen. Martin Rüttgers gibt einen Überblick über die Entwicklung 
des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ seit seinem Start im Jahr 2015 
– dem aus seiner Sicht wichtigsten Demokratiestärkungsprogramm auf 
Bundesebene, einschließlich der geförderten Partnerschaften für Demokra-
tie (PfD). Die Themenpalette reicht von Rechtsextremismus und Rassismus 
bis hin zur Stärkung von Partizipationsrechten und Teilhabechancen.

Als Buzzword haben wir diesmal den Begriff „anti-demokratisch“ gewählt, 
den die Politikwissenschaftler:in Paula Diehl aus Sicht der politischen The-
orie beschreibt. 

Beate Küpper und Irina Bohn

Dieser Beitrag ist digital auffindbar unter
DOI 10.46499/2371.3037
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Demokratierelevante Bedrohungen 
durch Rechtsaußen 

Die Bedrohung der Demokratie richtet sich zum einen gegen den Staat 
(Bundesministerium des Inneren, Verfassungsschutzbericht, 2023), seine 
Verfasstheit und Werte, und ihn repräsentierende Personen und Instituti-
onen, zum anderen gegen die Teile von Zivilgesellschaft, die sich für De-
mokratie engagieren (Schröder/Trömmer 2021). Demokratiefeindliche po-
litische Bestrebungen (im internationalen Raum wird hier der Begriff 
“anti-government extremism” genutzt) gehen von Bewegungen, Gruppen 
und Einzelpersonen, die dem Staat zutiefst misstrauen aus, die auch unter 
Androhung und Anwendung von Gewalt die demokratische Ordnung zu 
untergraben versuchen. Der Erstürmungsversuch des Reichstagsgebäudes 
in Berlin im Sommer 2020, des Kapitols in Washington und des Parlaments 
in Brasília stehen hierfür exemplarisch. Das Phänomen nimmt in der west-
lichen Welt seit einigen Jahren deutlich zu. Diese Formen der Bedrohung 
finden auch wachsenden Zuspruch in breiteren Teilen der Gesellschaft – 
mit 13 Prozent zeigen inzwischen im Vergleich zu Vorjahren doppelt so 
viele Befragte der bevölkerungsrepräsentativen Mitte-Studie Verständnis 
dafür, „dass die Wut gegen Politiker auch schon mal in Gewalt umschlägt“ 
(Zick/Küpper/Mokros 2022). Mit dem ebenfalls angestiegenen Zuspruch 
zur Partei „Alternative für Deutschland“ (AfD) haben sie nun auch eine 
ernstzunehmende parlamentarische Vertretung erlangt. 

Die derzeitigen Angriffe gegen die Demokratie werden zuvorderst von 
der äußersten Rechten angetrieben. Ihre Zielsetzung ist es, Demokrat:innen 
zurückzudrängen, die Demokratie zu verunmöglichen oder von innen he-
raus auszuhöhlen, um sie zu zerstören, auch Gegenangriffe der Angegrif-
fenen zu provozieren, um die Gesellschaft und den Staat ins Chaos zu 
stürzen, hierzulande und weltweit (Dittrich u. a. 2022). Im Vergleich zu 
anderen Ländern sticht Deutschland mit einer besonders hohen Zahl 
rechtsextremer Attacken heraus (Ravndal u. a. 2023; RTV Trend Report 
2022). Hinzu kommen seit einigen Jahren Phänomene, die in der Wissen-
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schaft unter dem Begriff des „Völkisch-autoritär-rebellischen“ (Häusler/
Küpper 2021) oder des „libertären Autoritarismus“ (Amlinger/Nachtwey 
2022) beschrieben werden. Der Verfassungsschutz summiert diese „Ver-
fassungsschutzrelevante Delegitimierung des Staates“ seit 2021 als neuen 
Beobachtungsbereich und fasst darunter u. a. „Reichsbürger:innen“, Teile 
der Verschwörungsszene und „Querdenker:innen“. Auch wenn diese Phä-
nomene und seine Akteure politisch nicht immer eindeutig zuordenbar 
sind, besteht häufig doch (mit regionalen Unterschieden) eine ideologische, 
nicht selten auch personelle Nähe und Überschneidung zum Rechtsextre-
mismus. 

Angriffe von Rechtsaußen gegen politische Gegner:innen und essen-
tialistisch markierte soziale Gruppen (v. a. ethnisierte und religiöse Min-
derheiten bzw. Personen, die diesen zugewiesen werden) haben eine 
lange Tradition, vereinzelt auch solche gegen Repräsentant:innen und 
Institutionen des Staats. Mit der Coronapandemie ist jedoch ein deut-
licher Anstieg beobachtbar, auch der russische Angriffskrieg auf die 
Ukraine und die damit verbundene Diskussion um Inflation und Ener-
giesicherheit wurden für Angriffe nicht nur auf konkretes staatliches 
Handeln, sondern auf die Demokratie ganz generell genutzt. Die aktu-
ellen Bauernproteste sind ein weiteres Beispiel, wie ein Protest gegen 
zunächst eine spezifische Maßnahme (die geplante Streichung der 
Subvention des Dieselpreises für Landwirte) zu einem breiten Protest-
geschehen gegen den als übergriffig wahrgenommenen Staat anwächst, 
angetrieben nicht zuletzt durch Akteure von Rechtsaußen, die die Stim-
mung im Netz anheizen und mitdemonstrieren. Die im Zuge der Pro-
teste stattfindenden gewaltförmigen Angriffe gegen Politiker:innen und 
Veranstaltungen der Grünen sind Teil einer Strategie der Einschüchterung 
und Demonstration von Macht. 

Bei der Bedrohung geht es nicht nur um tatsächlich durchgeführte 
politische und tätliche Angriffe, sondern darüber hinaus um das Erzeugen 
einer bedrohlichen Atmosphäre. 

Der vorliegende Beitrag konzentriert sich auf demokratierelevante Be-
drohung. Wir verstehen sie als Bedrohung, die sich gegen die liberale 
Demokratie und offene Gesellschaft, ihre Werte und ihr Funktionieren 
richtet und Personen, Institutionen und Strukturen angreift, die für sie 
(ein-)stehen. Im Vordergrund stehen demokratierelevante Bedrohungen 
durch Rechtsaußen, wobei wir dies an der zugrundeliegenden Ideologie 
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festmachen, nicht an der politischen Selbst- oder Fremdzuordnung zu einer 
rechtsextremen Gruppierung oder Strömung. Wir skizzieren verschiedene 
Formen der Bedrohung und geben einen kurzen Überblick über ihre Ver-
breitung. 

Bedrohung – die Androhung von etwas Schrecklichem 

Bedrohung ist, „wenn der Baseballschläger in der Ecke steht“. Bedrohung 
liegt also vor dem Eintreten eines einschneidenden, unangenehmen oder 
gar schrecklichen Ereignisses oder dem tatsächlichen Begehen einer Tat. 
Sie ist ein vages, schwer fassbares Konstrukt und genau hierin liegt ihre 
Macht. Ihre Macht ist die Andeutung, in der sich die Vorstellungen über 
Mögliches entfalten, Sorgen und Angst im Vorfeld um sich greifen und 
vorausschauend angepasste Verhaltensweisen die Folge sein können. Ihre 
Macht liegt also in der Antizipation und Imagination.

Die Terrorismusforschung definiert Bedrohung als Intention plus Kapa-
zität – also Wollen und Können – ein Attentat durchzuführen (Bjørgo/
Ravndal 2019). Die Anschlagswahrscheinlichkeit 
steigt erst, wenn beides vorhanden ist. Die Psycho-
logie definiert Bedrohung (im Englischen „Threat“) 
als Konfrontation mit lebensverändernden Ereignis-
sen. Gefühle, die durch diese ausgelöst werden, 
wirken als Stressoren. Im bekannten psychologischen 
Stressmodell von Lazarus (Lazarus/Folkmann 1984) wird Bedrohung als 
Verlust oder Schädigung, die erwartet wird, aber noch nicht eingetreten 
ist, beschrieben. Kommt eine Person zu der Einschätzung, dass die Situa-
tion nicht bewältigbar ist, wird sie als unkontrollierbar erlebt und erzeugt 
negativen Stress. Wird sie hingegen als bewältigbar wahrgenommen, wird 
ihre Bearbeitung als Herausforderung angenommen. Angelehnt an die 
kriminologische Forschung zum subjektive Opferbegriff wird die Bedro-
hungserfahrung relevant (Greve/Strobl/Wetzels 1994): Bedrohung ist das, 
was Betroffene als Bedrohung erleben. Allerdings kann es de facto Situa-
tionen geben, die mögliche Betroffene vielleicht (noch) nicht als bedrohlich 
wahrnehmen, die aber dennoch schädigende Wirkung entfalten können 
(z. B. Morddrohungen in Social Media, welche die adressierte Person selbst 
gar nicht gelesen hat, aber ihr Kolleg:innen oder andere scheinbar unbe-
teiligte Personen).

Die Macht der 
Bedrohung liegt in der 

Antizipation und 
Imagination 
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Bedrohlich wirken kann sowohl die konkrete oder allgemeine physische 
Bedrohung (z. B. durch tätliche Gewalt) als auch die Bedrohung des Ichs 
(ego-threat; u. a. Leary u. a. 2009), welche das eigene oder öffentliche 
Selbstbild angreift (z. B. durch die Veröffentlichung von peinlich wirkenden 
Fotos im Internet). Nicht jede Form der Bedrohung ist bereits strafrechtlich 
relevant, es kommt auf die Absicht der möglichen Täter:innen und auf die 
Wahrnehmung der von Bedrohung Betroffenen an. Im Sinne des deutschen 
Strafrechts gilt Bedrohung als Gefährdungsdelikt gerichtet gegen eine 
konkrete Person. In § 241 des Strafgesetzbuchs ist Bedrohung gesetzlich 
verankert, der darauf ausgerichtet ist, das subjektive Sicherheitsgefühl 
eines Individuums zu schützen. Gefasst wird Bedrohung als gegen eine 
andere Person oder eine dieser nahestehende Person gerichtete „rechts-
widrigen Tat gegen die sexuelle Selbstbestimmung, die körperliche Unver-
sehrtheit, die persönliche Freiheit oder gegen eine Sache von bedeutendem 
Wert“, ebenso wie die Androhung, ein solches Verbrechen zu begehen oder 
auch nur die Vortäuschung eines solchen. Eine Bedrohung kann also aus-
gesprochen oder auch nur vorgetäuscht sein, muss jedoch ernst gemeint 
sein; bloßer Frust oder ziellose Wut reichen hierfür nicht aus. 

Bedrohung steht folglich zwischen dem Faktischen, – was, so lange es 
eine Bedrohung ist, in seinem Ausmaß noch gar nicht eingetroffen ist – 
und ihrer subjektiven Wahrnehmung und Einschätzung. Die Einschätzung 
einer faktischen Bedrohungslage und die empfundene Belastung können 
je nach rahmender Situation und den Wahrnehmungen von Betroffenen 
variieren. Bedrohungserfahrene Betroffene dürften eine Lage anders ein-
schätzen als Personen, die erstmalig eine Bedrohung erleben.

Adressat:innen der Bedrohung

Demokratierelevante Bedrohung richtet sich zum einen gegen soziale 
Gruppen bzw. Personen, die diesen Gruppen zugewiesen werden, die als 
nicht gleichwertig erachtet werden und (fast alle) auch im Allgemeinen 
Gleichbehandlungsgesetz und Richtlinien gegen Diskriminierung genannt 
werden. Diese Form der Bedrohung ist demokratierelevant, widerspricht 
sie doch im Kern der gleichen Würde und Wertigkeit, wie sie auch im 
ersten Artikel des Grundgesetzes verankert ist. Sie richtet sich gegen 
Frauen, LSBTQ*, obdachlose und behinderte Personen, ist rassistisch, anti-
muslimisch und fremdenfeindlich motiviert. Der seit Jahrhunderten oder 
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gar Jahrtausenden mal schwelende, mal offen ausbrechende Antisemitismus 
bedroht zuvorderst Jüdinnen und Juden, aber auch ganze Gesellschaften 
in ihrer Menschlichkeit und ihrem Selbstverständnis, erst recht ihrem 
demokratischen. Sie richtet sich zum anderen auch gegen Akteure, die von 
Angreifer:innen dem Staat zugeordnet werden (unabhängig davon, ob 
diese sich selbst dem Staat zuordnen würden): Parteien und Politiker:innen, 
Vertreter:innen der Demokratiearbeit, Sicherheitsbehörden, die öffentliche 
Verwaltung und den Gesundheitsbereich, Medien 
und Journalist:innen, Hochschulen/Universitäten 
und Wissenschaft. Darüber hinaus adressiert sie 
Menschen, die als politische Gegner:innen ausge-
macht oder markiert werden wie (vermeintliche) 
Linke oder „der Linken“ zugeordnete subkulturelle 
Milieus, demokratisch Engagierte, emanzipatorisch 
arbeitende Sozialpädagog:innen, politische Bildner:innen und Lehrer:innen, 
die demokratische Werte vertreten, oder Personen, die mit Menschen, die 
als Feindbild markiert sind, assoziiert werden (z. B. Personen, die in der 
Geflüchtetenhilfe arbeiten). Auch progressive Künstler:innen und Kultur-
schaffende sind Angriffen ausgesetzt. So marschierten etwas Neonnazis 
vor einer Galerie in Zwickau auf mit dem Vorwurf, als „deutsche Galerie“ 
Ausländer:in nen auszustellen (Laudenbach 2023).“

Die Kernzielgruppe ist der Teil der Gesellschaft, der eine liberale Demo-
kratie und offene Gesellschaft wünscht, sie weiterentwickeln und verteidi-
gen will. Es sind zudem Personen, die den unmittelbar Angegriffenen na-
hestehen, etwa Familienangehörige, die auf die bedrohte Person einwirken 
können, ihre Arbeit einzustellen. Auch Mitstreiter:innen der Demokratiear-
beit und solche, die es potenziell werden können, sollen in Angst versetzt 
werden mit dem Ziel, Engagement zu verhindern. 

Deutlich in der Analyse von Bedrohungsdynamiken wird, dass die Be-
drohung einerseits das unmittelbare Opfer adressiert. Durch Einschüchte-
rung oder gar tätliche Gewalt soll die bedrohte Person oder die Initiative/
Institution/Einrichtung von ihrer politischen Aktivität, deren Ausrichtung 
die Täter:innen ablehnen, abgehalten werden. Die Bedrohung entfaltet 
darüber hinaus auch Wirkung auf weitere Akteure, was von Täter:innen 
strategisch genutzt wird. Das Dreieck zwischen Täter:in, unmittelbarem 
Opfer und ultimativer Zielgruppe beschreibt ein Modell aus der Terrorfor-
schung (Schmid 2023), das uns auch für die Bedrohungsforschung an-

Adressat:innen demokratierelevanter 
Bedrohung engagieren sich für  

die Demokratie und/oder  
werden einer abgewerteten  

sozialen Gruppe zugewiesen
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schlussfähig scheint. Die öffentliche Kommunikation von Bedrohungen 
kann Emotionen wie Angst und Sorge an Rezipient:innen transportieren, 
bei diesen fortwirken und sie einschüchtern. Die Botschaft richtet sich 
darüber hinaus an die eigenen rechtsextremen Gruppierungen und bür-
gerlichen Sympathi sant:innen und suggeriert damit Stärke und Dominanz. 
Ebenso nehmen politisch Verantwortliche und Geldgeber der Demokratie-
arbeit die „Botschaft“ wahr. Diese könnten ihre Förderung in Frage stellen 
(z. B. weil sie Sorge vor einem Imageverlust haben, nicht selbst ins Schuss-
feld geraten oder den politischen Konflikt vermeiden wollen). Es könnte 
jedoch auch dazu führen, dass sie ihre Unterstützungen intensivieren. 

Kommunikationsakteure wie Medien und Wissenschaft, aber auch Be-
troffene selbst, stehen somit vor einem Dilemma: Bedrohungen sichtbar 
zu machen und öffentlich zu kommunizieren sensibilisiert einerseits für 
die Gefahr von Rechtsaußen, trägt andererseits aber die „Botschaft der 
Bedrohung“ weiter, ohne die Folgen kalkulieren zu können.

Dimensionen und Formen von Bedrohung 

Abgeleitet aus dem bisherigen Forschungstand zu demokratierelevanter 
Bedrohung und den Ergebnissen von Expert:innen-Runden und leitfaden-

gestützten Interviews zur Bedrohung zivilgesell-
schaftlicher Demokratiearbeit im Projekt BEWARE1 
(s. dazu auch den Beitrag zur Bedrohung zivilgesell-
schaftlicher Demokratiearbeit in diesem Heft von 
Leber/Mertens/Küpper), differenzieren wir vier Di-
mensionen der Bedrohung (Abb. 1): Gewaltbezoge-

ne Angriffe, politische Interventionen, gesellschaftspolitische Bedrohungssze-
narien und Bedrohungserwartungen. Unter jeder der Dimensionen lassen 
sich spezifische Bedrohungsarten und konkrete Handlungen beschreiben. 
Die vier genannten Dimensionen des Bedrohungserlebens sind in der Pra-
xis miteinander verwoben. Gleiches gilt für die individuelle, institutionelle 

1 Die qualitative Befragung wurde im Rahmen des Projekts „BEWARE – Bedrohte De-
mokratieprojekte wappnen und resilient machen“ durchgeführt, gefördert durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung in der Förderlinie Rassismus und 
Rechtsextremismus. Zum BEWARE-Team gehören Tina Leber und Fabian Mertens als 
wissenschaftliche Mitarbeiter:innen sowie ehem. Katharina Lammert und Jann-Philipp 
Heiken als wissenschaftliche bzw. studentische Hilfskräfte, die Projektleitung liegt bei 
Prof. Dr. Beate Küpper, Fachbereich Sozialwesen/Institut SO.ON, Hochschule Niederrhein.

Politische Interventionen 
sind „bewusste Machtak-
tionen zur zielgerichteten 
Einflussnahme“

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.

http://SO.ON


17

Demokratierelevante Bedrohungen durch Rechtsaußen | Beate Küpper, Tina Leber, Irina Bohn

und strukturelle Ebene, auf der sich Bedrohungen zeigen und Adressat:innen 
ausmachen lassen.

Gewaltbezogene Angriffe
z. B. Körperverletzungen, Beleidigungen,

Bedrohungen, Sachbeschädigungen,

Veröffentlichungen, Raumnahmen,

Störungen

Politische Interventionen
z. B. Parlamentarische Anfragen, 

Juristische Mittel (Anzeige), Politische 

Markierungen und Delegitimierungen, 

Mittelkürzungen, Ausschlüsse

Gesellschaftspolitisches 
Bedrohungsszenario

z. B. Wahlergebnisse, Demonstrationen,

Gewalttaten und Terrorismus

„Gesellschaftliches Klima“,

(De-)Legitimierungsprozesse, 

Solidaritätsverlust

Bedrohungserwartung
Erwartungsangst

Bedrohungsdimensionen

Abbildung 1: Vier Dimensionen der Bedrohung 

Gewaltbezogene Angriffe: Zuallererst fallen Angriffe ins Auge, die Gewalt 
beinhalten, mit ihr drohen, sie ankündigen oder bewusst und gezielt er-
ahnen lassen. Hierunter fassen wir verbale und schriftliche Beleidigungen 
und Drohungen, die etwa über direkt adressierte Briefe, Hassmails und 
Drohanrufe oder über indirekt ausgestoßene Bedrohungen oder Postings 
auf Sozialen Medien kommuniziert werden, auch die Veröffentlichung von 
Namen, Fotos und/oder Adressen zählen wir dazu. Eindeutig gewaltbezo-
gen sind zudem Sachbeschädigung und Körperverletzungen. Weniger 
eindeutig sind Handlungspraxen wie aktive Raumnahme, die z. B. Störungen 
von Veranstaltungen oder gezielt eingesetzte körperliche Präsenz, etwa 
vor Einrichtungen der Demokratiearbeit beinhalten. Ebenfalls das wahr-
nehmbare Fotografieren von Einrichtungen und Teilnehmenden von De-
monstrationen gegen Rechtsextremismus lässt sich dazuzählen. Beispiels-
weise wurde der inzwischen als Rechtsterrorist rechtskräftig verurteilte 
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ehemalige Soldat Franco A. dabei beobachtet, wie er in der Tiefgarage der 
Amadeu Antonio Stiftung, die für innovative Präventionsarbeit gegen 
Rassismus, Antisemitismus und Rechtsextremismus bekannt ist, die Autos 
fotografierte. Einige solcher Angriffe sind klare Gesetzesverstöße und un-
terliegen der Strafbarkeit, andere sind nicht zwangsläufig rechtswidrig oder 
bewegen sich in einem Graubereich.

Politische Interventionen: Politische Steuerungen sind zentrale Instrumen-
te der Demokratie und zielen immer auf gesellschaftspolitische Einflussnah-
me und Gestaltung im eigenen politischen Interesse ab. Sie sind dann eine 
demokratierelevante Bedrohung, wenn sie direkt oder indirekt darauf ab-
zielen, demokratische Institutionen, Prozesse oder Demokratiearbeit zu 
behindern oder zu delegitimieren und eine substanzielle Veränderung her-
beizuführen. Schuhmacher, Schwerthelm und Zimmermann (2021) beschrei-
ben politische Interventionen als Abgrenzung zur Steuerung daher als 
„bewusste Machtaktionen zur zielgerichteten Einflussnahme“. Sie sehen sie 
durch die „Intention der Delegitimierung der anderen Seite und der Selbst-
legitimierung“ der eigenen Seite gekennzeichnet, wobei die Legitimität der 
Machtaktionen umstritten sei und diese in engem Bezug zu „übergeordne-
ten politischen Themen und Konflikten“ stehe. Das Arbeitsfeld stellt lediglich 
eine „Kulisse“ dar, welche von außen instrumentalisiert wird. Im Feld der 
Bedrohung durch Rechtsaußen werden als politische Intervention insbeson-
dere parlamentarische Anfragen zu Programmen, Adressat:innengruppen, 
Einrichtungen und Mitarbeiter:innen der Demokratiearbeit genutzt. Ebenso 
gehören beispielsweise juristische Mittel (z. B. Anzeigen) und politische 
Markierungen (z. B. als „linksextrem“ oder „Störenfried“) in publizistischen 
Veröffentlichungen oder Postings dazu. 

Gesellschaftspolitische Bedrohungsszenarien: Als bedrohlich werden von 
Engagierten in der Demokratiearbeit nicht nur Interventionen und Hand-
lungen definiert, welche sich unmittelbar gegen Akteure richten, sondern 
auch Angriffe und Bedrohungen, die sich gegen eine demokratische 
Gesellschaft als Ganzes richten, von Salzborn (2017: 19) beschrieben als 
„ein Aufbegehren gegen die demokratischen Strukturen in Politik und 
Gesellschaft, das sich autoritär gegen Gleichheit und Universalismus 
richtet“. Diese dritte Dimension der Bedrohungserfahrung stellt für 
Akteur:innen der Demokratiearbeit eine besondere Relevanz dar, da sie 
nicht nur abstrakt als Gesellschaftsmitglieder betroffen sind, sondern im 
Besonderen durch ihre rollenspezifische Position bzw. Verortung sowie 
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ihrer Selbst- und Fremdbeauftragung und -wahrnehmung innerhalb der 
Gesellschaft. So können Angriffe gegen als „links(extrem)“ markierte 
Personen durch gesellschaftliche Diskurse gerechtfertigt erscheinen. Die 
Wahrnehmung eines Erstarkens von rechtsaußen Diskursen und Ak-
teur:innen bei gleichzeitiger Abnahme von gesellschaftspolitischer Soli-
darisierung unter den Bedingungen eines unsicher strukturierten Hand-
lungsfeldes (z. B. durch Kürzungen im sozialen Bereich) werden zur  
Bedrohungskulisse, die sich in direkte Adressierung von Personen, Insti-
tutionen und Handlungsfeld übersetzt, wie die Befunde des Projekts 
BEWARE zeigen. Das explizite Extrahieren dieser Bedrohungsform stellt 
eine wichtige Ergänzung zum bisherigen Forschungsstand dar. 

Bedrohungserwartungen: Die vierte Dimension von Bedrohungserleben 
kann als „Bedrohungserwartung“ beschrieben werden und kristallisiert sich 
in den Interviews des Projektes BEWARE als besonders wichtig heraus. 
Bedrohungserwartungen können sich auf alle bisher benannten Aspekte 
von Bedrohungserleben beziehen und schließen sowohl die Angst, betrof-
fen zu werden, als auch die Sorge vor potenziellen Folgen mit ein. Die 
Befürchtungen beziehen sich nicht ausschließlich auf die eigene Person, 
sondern auf vulnerable gesellschaftliche Gruppen und demokratische Er-
rungenschaften im Ganzen. Gerade weil dieser Aspekt des Bedrohungser-
lebens quer zu den bereits beschriebenen Dimensionen liegt, wird er leicht 
als eigenständige Bedrohungsdimension verkannt und taucht in der bis-
herigen Forschung zum Thema lediglich als Folgeerscheinung auf. Unter 
Berücksichtigung der Erkenntnisse der Terrorismusforschung wird, wie 
bereits aufgezeigt, deutlich, dass die Bedrohungserwartung kein Neben-
effekt oder eine reine Folge von Bedrohungen ist, sondern ein genuiner 
Teil dieser. So beschreibt Waldmann Terrorismus als Kommunikationsstra-
tegie, die neben der physischen Wirkung auf die direkt Betroffenen immer 
auch eine psychische und symbolische Wirkung auf Dritte hat (Waldmann 
2005). Dies ist nicht ausschließlich ein Effekt oder eine Folge von Bedro-
hung, sondern eine zielgerichtete Handlung als Teil einer politischen Be-
drohungsstrategie.
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Verbreitung demokratierelevanter Bedrohung 

Auskunft über die Verbreitung demokratierelevanter Bedrohung zu geben, 
ist nicht leicht. Die offiziellen Zahlen von Polizei und Verfassungsschutz 
erfassen lediglich registrierten Fälle, die also von der Polizei abschließend 
bearbeitet, entsprechend kategorisiert und an die Staatsanwaltschaft 
übergeben wurden. Gerade auch aus dem Bereich von Bedrohung und 

Hasskriminalität ist bekannt, dass viele Fälle aus 
unterschiedlichsten Gründen gar nicht erst gemel-
det werden. Die Anzahl an registrierten Bedrohun-
gen hängt zudem von der Aufmerksamkeit für das 
Thema ab. Eine steigende Zahl an Fällen kann also 

einen de facto Anstieg, mehr Sensibilität, mehr Anzeigebereitschaft und/
oder eine verbesserte Aufnahme und Kategorisierung spiegeln. Zivilgesell-
schaftliche Organisationen (wie z. B. RIAS – eine Meldestelle antisemitischer 
Straftaten – und HateAid, bei denen man Hass im Internet melden kann), 
die ggf. mehr Vertrauen genießen und andere Bewertungskriterien anle-
gen, sammeln ebenfalls Meldungen von (nicht zwingend strafrechtlich 
relevanten) Bedrohungen und Taten. Auch die Jahresberichte der Betrof-
fenenberatungen oder der Mobilen Beratungsteams erfassen bedrohungs-
relevante Vorkommnisse und Bedarfe. Darüber hinaus dokumentieren 
zahlreiche lokale Gruppen und Initiativen rechte Gewalttaten und Bedro-
hungen. Die von der Amadeu Antonio Stiftung im vergangenen Jahr ge-
startete „Meldestelle Antifeminismus“ hat ihrerseits sehr viel (auch be-
drohlichen) Shitstorm auf sich gezogen. 

Viele Bedrohungen dürften sich allerdings – weil es eben Bedrohungen 
sind, die nicht zwangsläufig in Straftaten münden – weder in der Polizei-
statistik noch in zivilgesellschaftlichen Chroniken abbilden. Dies gilt umso 
mehr für die Erwartung von Bedrohung, sowie das gesellschaftspolitische 
Bedrohungsszenario, welche sich in der qualitativen Forschung als höchst 
relevant zeigen. Erschwerend hinzu kommt die bereits angesprochene 
Perspektivendivergenz – Bedrohung hat immer auch eine subjektive 
Komponente, wer bedroht wird, nimmt eine Situation ggf. anders wahr 
als der, der nicht bedroht wird. Der folgende kurze Überblick kann daher 
nur grobe, unvollständige und verzerrte Hinweise auf das Ausmaß demo-
kratierelevanter Bedrohung geben. 

Die Erwartung von 
Bedro hung ist ein genuiner 
Teil der Bedrohung
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Bedrohung gegen staatliche und dem Staat zugeordnete 
Akteure

Der Verfassungsschutz, der sich als Instrument für eine wehrhafte Demokratie 
versteht und den Selbstanspruch erhebt, Bedrohungen auf die Demokratie 
frühzeitig abzuschätzen, listet in diesem Sinne „politisch motivierte Kriminali-
tät“, Straftaten, die als klassische Staatsschutzdelikte gelten können. Für das 
Jahr 2022 weist die offizielle Polizeistatistik mit insgesamt 58.918 registrierten 
politisch motivierten Straftaten eine Verdopplung im 10-Jahres-Vergleich auf; 
zugenommen hat insbesondere die Anzahl der politisch nicht zuordenbaren 
Vorfälle. 60 Prozent der erfassten Delikte zielten darauf ab „Verfassungsgrund-
sätze zu beseitigen oder außer Geltung zu setzen, die für unsere freiheitliche 
demokratische Grundordnung prägend sind“ (Bundeskriminalamt 2023: 25). 
Der Großteil dieser Straftaten wurde als „politisch rechts motiviert“ eingestuft, 
die im Vergleich zum Vorjahr leicht angestiegen sind. Diese Taten beinhalten 
Anfeindungen und Angriffe auf demokratische Institutionen und jene, die sich 
für politische Ämter zur Wahl stellen bzw. die Demokratie repräsentieren, also 
auf Amts- und Mandatsträger:innen, insbesondere auch Bürgermeister:innen, 
die nicht zwangsläufig zur Anzeige gebracht werden, jedoch in Studien doku-
mentiert sind (z. B. Alin u. a. 2021; Blätte u. a. 2022; Imbusch/Steg 2022). 
Straftaten gegen diese Personengruppe sind zwar insgesamt wieder rückläufig, 
beinhalten jedoch mehr Gewaltdelikte. So berichten zwei Drittel der 
Bürgermeister:innen in einer Befragung im Auftrag der Zeitschrift KOMMUNAL, 
schon einmal Bedrohung ausgesetzt gewesen zu sein. Während der Corona-
pandemie hat die Bedrohung sogar noch zugenommen. Eine aktuelle Umfra-
ge unter ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen, die oft in kleineren Kommunen 
ihr Amt ausüben, kommt zu etwas geringeren Werte, doch auch hier mussten 
55 Prozent bereits Anfeindungen oder Angriffe erleben; weibliche Amtsträger:innen 
berichten häufiger über mehrfache Bedrohung (Süß u. a. 2022). Die Studie gibt 
Hinweise darauf, dass die Bedrohung abnimmt, je kleiner die Kommune ist. 
Hier könnte das persönliche Kenn- oder gar Verwandtschaftsverhältnis vor 
Angriffen schützen, so die Überlegung der Autor:innen. In der anonymeren 
Atmosphäre von größeren Städte könnten Bürgermeister:innen eher als Pro-
jektionsfläche für allgemeine Unzufriedenheit dienen.

Auch Bedienstete der öffentlichen Verwaltung bzw. Mitarbeiter:innen 
staatlicher/kommunaler Institutionen sind Bedrohung und Gewalt ausge-
setzt, über die das Deutschen Forschungsinstituts für öffentliche Verwaltung 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M.



Demokratierelevante Bedrohung 1 | 2024bc

22

berichtet (Bühren u. a. 2022). Mangels Vergleichszahlen und aufgrund der 
Schwierigkeit, das Dunkelfeld aufgrund veränderter Sensibilität und Anzei-
gebereitschaft zu bestimmen, lässt sich nicht sagen, ob die Gewalt insge-

samt in den letzten Jahren zugenommen hat. Es 
scheinen aber vor allem Nötigungen, Widerstands-
delikte und verbale Gewalt zugenommen zu haben, 
weniger jedoch körperliche Übergriffe, zugleich 
werden letztere häufiger zur Anzeige gebracht. 
Insbesondere für Beschäftigte mit unmittelbarem 

Kontakt zu Kund:innen (z. B. Angestellte der Jobcenter) sind Beleidigungen 
eine häufige Erfahrung, dennoch werden diese seltener gemeldet als gra-
vierendere Vorfälle. Die Autor:innen gehen daher von einer hohen Dunkel-
ziffer gerade kleinerer und mittlerer Übergriffe aus. Wie genau sich die 
Täter:innenschaft zusammensetzt und welche Rolle dabei Akteur:innen und 
Ideologiefragmente von Rechtsaußen spielen, ist offen.

Hinzu kommen Angriffe gegen Akteure (Personen und Institutionen), 
die von den Angreifer:innen dem Staat zugeordnet werden (unabhängig 
davon, ob dies de facto der Fall ist). Dazu gehören neben der Polizei (ins-
besondere Streifenpolizist:innen sind betroffen) auch der nicht-staatliche 
Rettungsdienst und die Feuerwehr. Die Bedrohungen haben insbesondere 
während der Coronazeit zugenommen (ebd.), möglicherweise, weil die 
Personengruppen, als (un-)mittelbar ausführende Instanzen der staatlichen 
Maßnahmen als „freiheitseinschränkend“ wahrgenommen wurden. Auch 
Angriffe gegen Hochschulen/Universitäten und Wissenschaft sowie gegen 
Medien und Journalist:innen hatten in dieser Zeit Konjunktur (Europäische 
Zentrum für Presse- und Medienfreiheit 2023). Betroffen sind hierbei ins-
besondere Journalist:innen, die im lokalen Raum unmittelbar bekannt und 
für Täter:innen zugänglich sind, etwa auch mit bedrohlichen Versammlun-
gen vor Redaktionshäusern. Knapp die Hälfte der Vorfälle wurde politisch 
rechten Täter:innen zugeordnet, eine weitere knappe Hälfte waren politisch 
nicht zuordbar, 4 Prozent der Täter:innen wurden dem linken Spektrum 
zugeordnet. Die „Lügenpresse“-Vorwürfe zeigen also Wirkung. 

Bedrohung der zivilgesellschaftlichen Demokratiearbeit

Zu Angriffen auf die zivilgesellschaftliche Demokratiearbeit gibt es bislang 
nur vereinzelt Studien (siehe dazu ausführlich den Beitrag von Bohn/Sass-

Mehr als die Hälfte der 
Bürgermeister:innen hat 
schon Bedrohung erleben 
müssen
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mannshausen/Winter und Leber/Mertens/Küpper in diesem Band). Hier 
wird neben vereinzelten tätlichen Angriffen insbesondere von Beschimp-
fungen und Diffamierungen online wie offline berichtet. Darüber hinaus 
spielt die politische Intervention eine zunehmende Rolle (Helmert u. a. 
2023).

Die AfD nutzt insbesondere parlamentarische Anfragen, also ein eigent-
lich wichtiges Instrument der Demokratie, um die zivilgesellschaftliche 
Arbeit für Demokratie zu delegitimieren und zu diskreditieren, sie zu er-
schweren und zu verunmöglichen. Sie zielt gerade auch auf Projekte im 
Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“2. 

Eine kleine Pilotstudie des DEZIM-Instituts hat Personen, die antiras-
sistische Arbeit machen befragt; etliche von ihnen identifizieren sich 
selbst als zugehörig zu einer häufig diskriminierten Gruppe und werden 
vermutlich auch von Täter:innen dieser zugewiesen, z. B. aufgrund ihres 
ausländisch klingenden Namens (Sommer/Ratzmann 2023). Neben der 
Diffamierung der Organisation und ihrer Arbeit berichten viele auch von 
persönlicher Beleidigung und Diskriminierung u. a. verbreitet über Hate-
speech in Sozialen Medien, ein Viertel wurde bereits persönlich z. B. über 
Drohanrufe oder sogenannte „Todeslisten“, auf denen ihr Name auftaucht, 
eingeschüchtert. Einige wenige hatten bereits Hacker- und Cyberangriffe 
erlebt, in denen die Einrichtung z. B. mit Spams überhäuft wurde. Auch 
von Sachbeschädigung, Schmierereien mit Hakenkreuzen und Fäkalien 
berichten einige. Bei fast allen erzeugt dies Stress. Die 16 Mitarbeitende, 
die ergänzend qualitativ interviewt wurden, teilen das Gefühl, die Bedro-
hungslage habe sich in den letzten Jahren erhöht, und sie würden sich 
zunehmend die Frage stellen, wie sie damit umgehen sollten.

Bedrohung motiviert durch Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit

Bedrohung motiviert durch Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit spiegelt 
gesellschaftliche Machtverhältnisse. Verübt wird sie im Alltag durch diver-
se Akteure auf individueller wie institutioneller Ebene. Rechtsaußen Ak-
teure beeinflussen hier zum einen die Diskurse, die diese Bedrohung 

2 https://www.amadeu-antonio-stiftung.de/parlamentarische-anfragen-die-afd-versucht-
zweifel-an-der-demokratie-zu-naehren-94873/ [3.3.2024].
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wahrscheinlicher macht, sie sind zum anderen aber gerade bei Straf- und 
Gewalttaten auch unmittelbare Täter:innen.

Die Polizeistatistik erfasst diese Form der Bedrohung als Hasskrimina-
lität. Darunter fallen neben Brandstiftungen auch Körperverletzungen, 
vereinzelte Tötungsdelikte und versuchte Tötungen, die zwar zahlenmäßig 
wenige sind, aber Angst und Schrecken verbreiten können. Im Jahr 2022 
hat Hasskriminalität mit 11.520 registrierten Fällen um fast 10 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahr zugenommen (BKA Bericht 2023: 10). Die Zahl 
der gemeldeten Hasspostings im Internet hat sich vom 1. zum 4. Quartal 
2023 nahezu verdoppelt. Ob dies an mehr Hasspostings lag oder schlicht 
aufgrund des Bekanntwerdens der Meldestelle mehr Anzeigen erfolgen, 
ist offen. 

Die hohe Zahl an Hasskriminalität geht vor allem auf fremdenfeindliche 
Angriffe gegen Asylsuchende und -Unterkünfte zurück. Auch antisemitische 
Bedrohung insbesondere von rechtsextremer Seite hat nach einem Ab-
sinken im Vorjahr in wieder 2023 zugenommen; so berichten etwas Ge-
denkstätten von vermehrter Sachbeschädigung (Lagebericht der Amadeu 
Antonio Stiftung zum Antisemitismus 2023). Seit dem 7. Oktober 2023, 
dem Tag des Terrorangriffs der Hamas auf Israel und des erneut drama-
tisch entfachten Nahost-Konflikts (siehe dazu auch das Interview mit 
Julia Bernstein in diesem Heft) haben antisemitische Bedrohungen noch 
einmal massiv zugenommen. Parallel gibt es auch mehr muslimfeindliche 
Angriffe etwa auf Moscheen und Restaurants, wie CALM, eine zivilgesell-
schaftliche Dokumentationsstelle von antimuslimischem Rassismus, be-
richtet.3

Auch die Anzahl der frauenfeindlichen Hasstaten und gegen LSBTQ*-
Personen haben zugenommen, übrigens auch die häusliche Gewalt gegen 
Frauen. 

Angriffe auf Grund von Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit dürf-
ten in besonderer Weise bedrohlich wirken, da die Betroffenengruppe 
häufig über vergleichsweise weniger gesellschaftlichen Einfluss und ge-
währte Solidarität verfügen. Diese erachten aber Betroffene für hoch re-
levant, um halbwegs produktiv mit Bedrohung umgehen und sie verarbei-
ten zu können, wie die Ergebnisse des Projekts „BEWARE“ und die Befragung 

3 https://www.claim-allianz.de/aktuelles/news/pressemitteilung-gewaltvolle-ueber-
griffe-drohungen-diskriminierungen-zahl-antimuslimischer-vorfaelle-bundesweit-erneut-
gestiegen/ [8.3.2024].
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von Amts- und Mandatsträgern in Brandenburg (Klewes u. a. 2022) unter-
streichen.

Herausforderungen der Bedrohung 

Die Vagheit von Bedrohung erschwert ihre Erfassung, lässt aber bereits 
auch ihre möglichen Begleiterscheinungen und Folgen erahnen. Es sind die 
unmittelbar Betroffenen mit ihren Perspektiven, die eine Bedrohung als 
bedrohlich wahrnehmen und kennzeichnen. Diese Einschätzung müssen 
sie nicht selten nach Außen rechtfertigen und verteidigen. Bedrohung ist 
raumgreifend, sie ist lästig und belastend, sie ist ein Gespenst und daher 
auch verdächtig, ein Hirngespinst zu sein. Inzwischen gibt es nicht zuletzt 
aufgrund des komplizierten und belastenden Umgangs mit der erlebten 
Bedrohung Beratungsstellen für Opfer rechter Gewalt. 

Die Reaktion auf Bedrohung von Personen, Einrichtungen und Gesell-
schaft reicht von Ignorieren, Achselzucken bis hin zu Rückzug und Angst, 
sie kann aber auch Gegenwehr erzeugen. Dabei hat die Bedrohung nicht 
nur für die direkt Betroffenen, sondern auch für ihr 
Umfeld, Folgen (individuelle und kollektive Viktimi-
sierung). Auf Personengruppen, die ohnehin bereits 
Diskriminierung erfahren, kann die Bedrohung mit 
rechter Gewalt auch in Abhängigkeit der Reaktion 
Dritter zu nachhaltigem Vertrauensverlust und 
Abkapseln führen (Böttger/Lobermeier/Plachta 2014). 
Im politischen Raum mindert die Bedrohung, insbesondere die Erwartungs-
angst, inzwischen die Funktionsfähigkeit der parlamentarischen Lokalpo-
litik, so weigern sich z. B. gewählten Amts- und Mandatsträger:innen der 
kommunalen Verwaltung in Sitzungen zu kommen, wenn diese öffentlich 
gestreamt werden, aus Angst, identifiziert zu werden (Klewes u. a. 2022). 
Gerade in kleinen Kommunen ist es bisweilen schwer, überhaupt noch 
jemanden zu finden, der sich ehrenamtlich für das Amt der/des 
Bürgermeister:in aufstellen lässt, auch das zivilgesellschaftliche Engagement 
dünnt aus (Klewes u. a. 2022). Dazu gehört auch der Rückzug der 
Demokrat:innen aus digitalen Räumen (siehe dazu den Beitrag von Laura 
Pfirter in diesem Heft). 

Folge kann auch die Entpolitisierung von Engagement sein. Zivilgesell-
schaftliche Bündnisse fühlen sich in ihrem Engagement sowohl gestützt 

Die Demonstrationen 
gegen Rechtsaußen sind 

ein Ausdruck von Gegen-
wehr gegen demokra-

tierelevante Bedrohungen
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und gestärkt, an einigen Orten sind sie aber auch zurückhaltend, aus Angst 
vor den Folgen: „Wir sind dann die ersten, denen das Geld gekürzt wird, 
wenn der nächste Bürgermeister von der AfD ist“, so ein O-Ton aus einem 
Bündnis. Zeitgleich signalisieren die großen Demonstrationen gegen Rechts-
extremismus und für die Demokratie, die derzeit Anfang des Jahres 2024 
stattfinden, wirkmächtig, dass die sich als demokratisch verstehenden 
Gesellschaftsteile nicht gewillt sind, rechtsaußen Akteuren das Feld zu 
überlassen. Sie können in diesem Sinne auch als eine Gegenwehr gegen 
die Angriffe der letzten Jahre gelesen werden. „Jetzt ist aber mal Schluss“ 
war anekdotisch von Demonstrierenden zu hören, die nicht zum traditio-
nellen „Demonstrationsklientel“ zählen.

Die „wehrhafte Demokratie“ braucht jedoch nicht nur Zivilcourage, sie 
braucht auch entschlossenes Handeln von Politik und Verwaltung, statt 
Leisetreterei in vorauseilendem Gehorsam. Sie braucht Sicherheitsorgane, 
die sie tatsächlich auch verteidigen wollen und die Zivilgesellschaft als 
Partnerin, nicht als Feindin betrachtet. Und sie braucht Bürger:innen, die 
ihre Demokratie schätzen, pflegen, weiterentwickeln und für sie einstehen, 
gerade wenn sie bedroht wird. Wir sind nicht ausnahmslos sicher, inwieweit 
Gesellschaft und Politik überall wirklich verstanden haben, was auf dem 
Spiel steht.
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